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Zusammensetzung und Ziel des EGB

Der am 8./9. Februar 1973 gegründete Europäische Gewerkschaftsbund (EGB)
ist der Zusammenschluß von 33 Gewerkschaftsbünden (Dachverbänden) aus 18
Ländern Westeuropas mit insgesamt etwa 40 Millionen Mitgliedern. Anders als
sein Vorläufer, der Europäischer Bund Freier Gewerkschaften, ist der EGB
nicht mehr auf den Bereich der EG und auf die Mitgliedsorganisationen der frei-
gewerkschaftlichen Internationale beschränkt: Sein Organisations- und Tätig-
keitsbereich erstreckt sich auf das gesamte Westeuropa, und er umfaßt seit 1974
auch alle europäischen Mitgliedsverbände der (vormals) christlichen Gewerk-
schaftsinternationale sowie den mehrheitlich kommunistisch orientierten italie-
nischen Gewerkschaftsbund CGIL1. Damit sind zum ersten Mal in der interna-
tionalen Gewerkschaftsbewegung Organisationen der drei ideologischen Ge-
werkschaftsfamilien in einem einheitlichen transnationalen Verband zusammen-
gefaßt. Der EGB hat heute alle repräsentativen nationalen Dachverbände West-
europas in seinen Reihen organisiert, mit Ausnahme einiger kommunistisch
orientierter Gewerkschaftsorganisationen Frankreichs, Spaniens und Portugals,
besonders der französischen Mehrheitsgewerkschaft CGT.

Beide Entwicklungen — der Schritt vom EG-Zweckverband zur westeuropäi-
schen Regionalorganisation und von der transnationalen Richtungsgewerk-
schaft zur westeuropäischen Einheitsgewerkschaft — sind noch nicht abgeschlos-
sen und bieten nach wie vor Probleme für die innere Struktur und die Kohärenz
des europäischen „Superbundes", der heute ein weitgehendes Monopol der Ver-
tretung gewerkschaftlicher Interessen im Rahmen Westeuropas und besonders
auf der Ebene der EG für sich beanspruchen kann. So blieb auch im Berichtsjahr
1980 der seit den Anfängen des EGB schwelende Konflikt um die Aufnahme
kommunistischer Gewerkschaftsorganisationen ungelöst. Nachdem der letzte
EGB-Kongreß vom Mai 1979 in München die Aufnahmeanträge vertagt hatte,
nicht zuletzt wegen der bevorstehenden Direktwahlen zum Europaparlament,
für das von deutscher Seite so prominente Gewerkschaftsführer wie Heinz Oskar
Vetter, Karl Hauenschild und Eugen Loderer (erfolgreich) kandidierten, lehnte
der Exekutivausschuß 1980 die Aufnahme der französischen CGT ab, vor allem
wegen ihrer Mitgliedschaft im kommunistischen Weltgewerkschaftsbund und ih-
rer Bindung an die KPF; die Entscheidung über die Anträge der portugiesischen
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und der spanischen Gewerkschaften wurde zurückgestellt2. Andererseits sitzt
der (kommunistische) Generalsekretär der italienischen CGIL, L. Lama, seit
1980 im Führungsgremium des EGB, nachdem er bei der Vorstandswahl 1979
noch übergangen worden war.

Neben den nationalen Dachverbänden, wie z.B. dem deutschen DGB, gehö-
ren dem EGB auch die von ihm anerkannten Europäischen Gewerkschaftsaus-
schüsse an, das heißt europäische Zusammenschlüsse von Fachgewerkschaften
(Branchengewerkschaften) eines oder mehrerer Wirtschaftszweige. Dies gilt für
die folgenden 9 Bereiche: Metallindustrie (Europäischer Metallgewerkschafts-
bund in der Gemeinschaft — EMB —, dessen deutsches Mitglied die IG Metall
ist); Landwirtschaft; Post, Telephon- und Fernmeldewesen; Handel, Banken
und Versicherungen; Bergbau und Stahlindustrie; Transportwesen; Öffentlicher
Dienst; Nahrungs- und Genußmittelindustrie, Gaststätten; Kunst und Unterhal-
tung.

Ziel des EGB ist es, „die sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Interessen
der Arbeitnehmer auf der Ebene Europas im allgemeinen und bei allen europäi-
schen Institutionen im besonderen — einschließlich der Europäischen Gemein-
schaft und der Europäischen Freihandelszone - zu vertreten und zu fördern;"
darüber hinaus werden die angeschlossenen Gewerkschaftsbünde „über die Er-
haltung und Verstärkung der Demokratie in Europa wachen"3. Zur Erreichung
dieser Ziele informiert der EGB seine Mitgliedsgewerkschaften über die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung der einzelnen Länder und der Gemeinschaft
und erarbeitet gemeinsame gewerkschaftliche Positionen. Außerdem bemüht
sich der EGB um die Koordinierung der Tätigkeit seiner Mitgliedsorganisatio-
nen, z.B. durch europäische Aktionsprogramme. Vorrangiges Ziel des EGB ist
gegenwärtig die Erhaltung der Arbeitsplätze, die Schaffung neuer Beschäfti-
gungsmöglichkeiten und die Beseitigung der Arbeitslosigkeit.

Organisationsstruktur der EGB
Höchstes Gremium des EGB ist der Kongreß, der die Politik des Bundes (mit
Zweidrittelmehrheit) beschließt und die Mitglieder des Exekutivausschusses,
den Generalsekretär und den Präsidenten wählt (seit 1979, in der Nachfolge des
DGB-Vorsitzenden H.O. Vetter, der Niederländer W. Kok). Entscheidendes
Organ des EGB ist der 35-köpfige Exekutivausschuß, der die laufende Tätigkeit
des Bundes bestimmt und den EGB gegenüber den europäischen Institutionen,
den Regierungen und den Unternehmerverbänden vertritt. Er tagt mindestens 6
mal jährlich und beschließt im Falle von Abstimmungen mit Zweidrittelmehr-
heit; die Europäischen Gewerkschaftsausschüsse nehmen mit beratender Stim-
me an seinen Sitzungen teil. Auf Antrag sind bei solchen Fragen, welche vorwie-
gend die EG oder die EFTA betreffen, nur die Gewerkschaftsbünde der entspre-
chenden Länder stimmberechtigt. Das Sekretariat des EGB in Brüssel besteht
aus dem Generalsekretär (der Luxemburger M. Hinterscheid), seinem Stellver-
treter und vier politischen Sekretären; insgesamt umfaßt das Sekretariat gegen-
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wärtig etwa 30 Mitarbeiter/innen. Das Sekretariat trägt die Hauptlast der laufen-
den Informations- und Koordinationstätigkeit der europäischen Gewerkschafts-
zentrale und ihrer Vertretung auf den zahlreichen Arbeitstagungen und Konsul-
tationen der EG; es organisiert außerdem die Sitzungen der ständigen Ausschüs-
se und der Arbeitsgruppen des EGB4.

Das „Aktionsprogramm" des EGB

Die aktuelle Programmatik des EGB, der ein soziales Europa, ein „Europa der
Arbeitnehmer" verwirklichen will, wird seit 1979 durch die Beschlüsse des Mün-
chener Kongresses bestimmt, die bis 1982 maßgebend sein werden. Angesichts
der ideologischen und organisatorischen Heterogenität seiner Mitgliedsbünde
und der Disparität der nationalen ökonomischen Systeme war es dem EGB erst
im Jahre 1976 gelungen, einheitliche „Aktionsziele 1976-1979" zu formulieren.
Mit der Verabschiedung eines „Aktionsprogramms" setzte nun der Münchener
Kongreß den Prozeß der Festigung des transnationalen Konsenses fort5. Darin
kritisiert der EGB eine nationalstaatliche Austeritätspolitik (Präambel, Ziff. 4)
und fordert ein „selektives und qualitatives Wachstum", das die Lebens- und Ar-
beitsbedingungen verbessert und das durch „sogenannte Marktmechanismen"
nicht zu erreichen ist (Ziff. 9).

Dagegen setzt der EGB die Zielvorstellung einer demokratischen Wirtschafts-
planung auf europäischer Ebene. Dazu gehört eine Politik der Angebotssteue-
rung, die „auf der Basis einer selektiven Industrie-, Regional- und Arbeitsmarkt-
politik" realisiert werden soll (Kap. I — Planung der Vollbeschäftigung, Ziff. 5).
Die Schaffung neuer Arbeitsplätze soll durch eine Expansion des Dienstlei-
stungssektors und durch „regional abgestimmte Konzepte für eine Beschäfti-
gungspolitik" erreicht werden, welche besonders die weniger entwickelten Re-
gionen und die unterprivilegierten Arbeitnehmergruppen begünstigt (Kap. I,
Ziff. 7,10, 11). Der Planungsprozeß soll unter voller Mitwirkung der Sozialpart-
ner in dreigliedrigen sektoralen Arbeitsgruppen auf EG- und EFTA-Ebene er-
folgen (Kap. I, Ziff. 30, 31). Voraussetzung der Industrieplanung ist ein System
von „Investitionsrichtlinien" sowie von „Investitionsmeldungen auf einzelstaat-
licher und europäischer Ebene . . ., das die Industrie verpflichtet, über die Aus-
wirkungen neuer Investitionen auf die Beschäftigung und die möglichen Um-
weltfolgen sowie über die beabsichtigte Anwendung neuer Technologien zu in-
formieren" (Kap. I, Ziff. 9); auch multinationale Unternehmen sollen in die In-
vestitionsmeldung einbezogen werden (Kap. II — Unternehmenskonzentration,
Ziff. 6).

Mit dem Konzept der „Wirtschaftsdemokratie" (Kap. III) verfolgt der EGB
das Ziel der Mitwirkung der Lohnabhängigen in den wirtschaftlichen Entschei-
dungsprozessen. Sie „muß dem Mangel an Information, der Abhängigkeit und
Entfremdung der Arbeitnehmer ein Ende setzen ( . . . ) Elemente der Wirt-
schaftsdemokratie müssen sich in alle Bereiche und auf alle Ebenen erstrecken,
wo immer wirtschaftliche Entscheidungen vorbereitet und getroffen werden
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( . . . ) Ziel des gewerkschaftlichen Kampfes um wirtschaftliche Demokratie ist
nicht die Mitbestimmung, die Arbeiterkontrolle, die Vermögensbildung oder ir-
gendein anderes Modell; dies sind Instrumente zur Verwirklichung wirtschaftli-
cher Demokratie. Die Wege dahin können von Land zu Land verschieden
sein. . ."(Kap. III, Ziff. 5, 6,7).

In den weiteren Kapiteln formuliert das Aktionsprogramm die große Band-
breite gemeinsamer gewerkschaftlicher Vorstellungen zur Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen, besonders auch zur Arbeitszeitverkürzung (Kap. IV); zur
Agrarpolitik der EG (V); zur Situation der jugendlichen Arbeitnehmer, der
Frauen und der Wanderarbeitnehmer (VI — VIII); zu einem Verbraucherpro-
gramm (IX); zur Gestaltung der Lebensbedingungen (u.a. Wohnung, Bildung,
Gesundheit, Kap. X) sowie zur Gewerkschaftlichen Mitwirkung in internationa-
len Angelegenheiten wie der Entwicklungshilfe (Kap. XI).

Als Aktionsmittel definiert der EGB einzelstaatliche Aktionen in Form koor-
dinierter Aktionen der Mitgliedsbünde, europäische Aktionen vor allem auf
Grund einer Erweiterung gewerkschaftlichen Einflusses in der EG, den Ausbau
der Beziehungen zu internationalen Gewerkschaftsorganisationen und eine Ver-
besserung der Koordination und der internen Struktur des EGB selbst6.

Der institutionelle Rahmen gewerkschaftlicher Interessenvertretung in der
Gemeinschaft und die transnationale Kooperation
Wichtigster Adressat gewerkschaftlicher Interessenvertretung bleibt die EG;
dazu kommen die EFTA und der Europarat. In den Fragen, die über den west-
europäischen Bereich hinausgehen, arbeitet der EGB mit dem Internationalen
Bund Freier Gewerkschaften und dem Weltverband der Arbeit (der — vormals
— Christlichen Gewerkschaftsinternationale) sowie dem Beratenden Gewerk-
schaftsausschuß bei der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD) zusammen. Hauptsächlicher Widerpart auf der Ebene
der EG sind die europäischen Verbände der Unternehmer und deren Dachver-
band, die UNICE (vgl. Artikel „UNICE"). Gewerkschaftliche Einflußnahme in
der EG verläuft einmal im institutionellen Rahmen der Mitwirkung in den Bera-
tenden Gremien der Gemeinschaft, deren wichtigste für den EGB der Wirt-
schafts- und Sozialausschuß (WSA) sowie der maßgeblich auf gewerkschaftliche
Initiative hin eingesetzte Ständige Ausschuß für Beschäftigungsfragen (SAB)
sind; daneben gibt es zahlreiche informelle Gespräche und Konsultationen mit
den Organen der Gemeinschaft, aber auch mit einzelnen Ministern und Regie-
rungschefs. In dem engen Kontakt und der Verflechtung mit dem gesamten Be-
reich der wirtschafts- und sozialpolitischen Tätigkeit der Gemeinschaft liegt nach
wie vor die Hauptlast der Aktion des EGB.

Was den institutionellen Rahmen gewerkschaftlicher Interessenvertretung in
der Gemeinschaft betrifft, so gelang es dem EGB im Jahre 1980, mit der Reform
der Geschäftsordnung des WSA und der Intensivierung der Arbeit des SAB al-
ten gewerkschaftlichen Forderungen näherzukommen7. Andererseits waren auf
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dieser Ebene für die Gewerkschaften hinsichtlich des zentralen Problems der
Arbeitslosigkeit nur schleppende Fortschritte zu verzeichnen: Im WSA kam es
zu keiner Initiativstellungnahme zur Frage der Umverteilung der Arbeit; zwar
gelang es dem EGB, im SAB neben den rein beschäftigungspolitischen Fragen
auch die Behandlung der grundsätzlichen ökonomischen und strukturellen Fak-
toren des Arbeitsmarktes durchzusetzen, doch scheiterten substantielle EG-Re-
gelungen der Arbeitszeit (wie auch der Teilzeitarbeit und der flexiblen Alters-
grenze) oder eine gemeinsame Abstimmung arbeitsmarktpolitischer Instrumen-
te vor allem am Widerstand der Unternehmer8.

Eine neue Plattform für die Durchsetzung gewerkschaftlicher Politik sind die
Dreierkonferenzen zwischen Ministerrat/ Kommission, Arbeitgebern und EGB,
an deren Zustandekommen (seit 1976) die Gewerkschaften wesentlich beteiligt
waren (vgl. Artikel „SAB/Dreierkonferenz"). Im Jahre 1980 kam es jedoch trotz
prinzipieller Bereitschaft auch der Gewerkschaften zu keiner weiteren Sitzung
dieser konzertierten Aktion auf EG-Ebene: Auf Grund des bisherigen Verlaufs
der Konferenzen hatte der EGB im November 1978 beschlossen, seine künftige
Teilnahme davon abhängig zu machen, daß „der Ministerrat an ihrer Vorberei-
tung und Ausführung einheitlich mitwirkt, so daß echte Verpflichtungen einge-
gangen werden können"9. Der EGB hatte für Ende 1980 eine westeuropäische
Dreierkonferenz zum Thema Beschäftigung vorgeschlagen, die mit Rücksicht
auf seine über den Bereich der EG hinausgehende Mitgliederstruktur und wegen
der gesamteuropäischen Dimension des Problems auch die Länder außerhalb
der Gemeinschaft miteinbeziehen und mit Hilfe des Europarates vorbereitet
werden sollte; die Unternehmerseite lehnte jedoch diese Ausdehnung des Rah-
mens ab und bestand auf einer EG-bezogenen Konzertierung.

Angesichts des oft anzutreffenden Informationsvorsprungs von Unterneh-
mern und Regierungen über relevante soziale und wirtschaftliche Daten ist gera-
de im Rahmen der transnationalen Gewerkschaftsarbeit die Beschaffung der für
die gewerkschaftspolitischen Entscheidungen notwendigen Daten ein zentrales
Problem, für dessen Bewältigung die bisherigen Ressourcen des EGB nicht aus-
gereicht hatten. Eine wichtige Verbesserung für die Aktion des EGB war des-
halb die 1978 mit Unterstützung der EG erfolgte Gründung des Europäischen
Gewerkschaftsinstitutes (EGI) in Brüssel. Das EGI soll durch an der Politik des
EGB orientierte Forschungen ein „Instrument der europäischen Gewerkschafts-
bewegung" werden, das dazu beiträgt, „die Lebens- und Arbeitsbedingungen
von Millionen von Arbeitnehmern zu verbessern"10. Nach der Aufbauphase hat
das EGI inzwischen seine Tätigkeit der Forschung, der Information/Dokumen-
tation und der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit voll aufgenommen. Es erstell-
te im Jahre 1980 vier (vergleichende) Berichte und Analysen über die gewerk-
schaftlichen Grundrechte in den Unternehmen westeuropäischer Länder, über
die Tarifverhandlungen in Westeuropa 1978/79, über die europäische Wirtschaft
1980 — 1985 (Orientierungsplan zur Vollbeschäftigung) und über die wirtschaft-
lichen und sozialen Auswirkungen der Verkürzung der Arbeitszeit in Westeuro-
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pa; darin fordert das EGI eine aktive Arbeitsmarkt- und Investitionspolitik, da
die traditionelle Wirtschaftspolitik nicht zu einer Vollbeschäftigung in den
1980er Jahren führen werde; insbesondere müßten die bedeutenden Arbeits-
platzverluste ausgeglichen werden, die durch die neuen Techniken (Beispiel:
Einführung der Mikroprozessoren) entstünden.

Durch die Einsetzung zweier weiterer „Interregionaler Gewerkschaftsräte"
(IGR) für Südbaden/Basel/Haut-Rhin und für Rhein/Ijssel/Ems wurde im Jahre
1980 die strukturierte transnationale Kooperation der Gewerkschaften weiter
ausgebaut11. Die IGR dienen der dezentralisierten Koordinierung gewerkschaft-
licher Aktion vor allem gegenüber den regionalen Behörden und den nationalen
Regierungen in (strukturell benachteiligten) Grenzregionen, deren soziale und
wirtschaftliche Geschlossenheit durch nationalstaatliche Grenzen beeinträchtigt
wird. Ihre Arbeitsfelder sind die Beschäftigungspolitik der Region, die spezifi-
schen Probleme der Grenzgänger, die berufliche Ausbildung, die Raumordnung
(z.B. die grenzüberschreitende Infrastruktur im Verkehrsbereich) und die sozio-
kulturellen Beziehungen; dabei leistet der EGB koordinierende und informie-
rende Arbeit, während die IGR und die jeweils beteiligten Gewerkschaften für
ihre Aktionen selbst verantwortlich sind. Weiterhin plant der EGB auf der Ak-
tionsebene transnationaler Koordination nach dem Muster früherer gemeinsa-
mer Aktionstage und -wochen eine großangelegte Kampagne gegen die Arbeits-
losigkeit; sie soll im ersten Halbjahr 1981 stattfinden und neben der europäi-
schen auch die nationale Ebene einschließen12.

Der EGB ist in den vergangenen Jahren nach langwierigen internen Konflik-
ten in eine Phase der Konsolidierung eingetreten. Neben den national und struk-
turell bedingten Divergenzen muß er, im Unterschied zu transnationalen Ver-
bänden etwa der Unternehmer, als europäische Einheitsgewerkschaft neuen
Stils auch tiefgreifende ideologische und gewerkschaftsstrategische Differenzen
in seinen Reihen überwinden; so steht einer Gruppe von Gewerkschaftsverbän-
den, welche die mehr institutionelle Interessenvertretung im Rahmen des EG-
Systems betont (vor allem Gewerkschaften aus der alten EWG der Sechs), eine
andere Gruppe gegenüber, die mehr auf die spezifische gewerkschaftliche Ak-
tion setzt (einige romanische Gewerschaften sowie Organisationen aus den Bei-
tritts- und den Nicht-EG-Ländern).

Trotzdem kam es 1979/80 zu einer weiteren, zumindest programmatischen
Konsolidierung des Dachverbandes - ohne daß freilich das Problem seiner Zu-
sammensetzung endgültig gelöst worden wäre. Außerdem kennzeichnen gewis-
se Fortschritte im Bereich institutionalisierter Mitwirkungsmöglichkeiten auf
der Ebene der EG, in der gewerkschaftlichen Informationspolitik und in der
strukturierten transnationalen Zusammenarbeit die Entwicklung des EGB im
Jahre 1980; seine Aktion galt zuvörderst dem Kampf gegen die Arbeitslosigkeit.
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